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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Arbeitsschutzverordnung für Winterbaustellen vom 
1. August 1968 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hussing, Wissebach, 
Müller (Remscheid), Mick, Zink und Genossen 
— Drucksache VI/541 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt; 


1. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den beson- 
deren Arbeitschutzanforderungen bei Bauarbeiten im Winter 
größeren Nachdruck zu verleihen? 


Die Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirt- 
schaft ist ein sozialpolitisches Anliegen. Für den Arbeitsschutz 
ergeben sich wegen der Schlechtwetterbedingungen im Winter 
besondere Anforderungen. Die Arbeitsschutzverordnung für 
Winterbaustellen vom 1. August 1968 wird diesem Anliegen 
gerecht. Durch das Zusammenspiel des Arbeitsförderungsge- 
setzes (AFG) und der Arbeitsschutzverordnung wird ganzjäh- 
rige Beschäftigung und Schutz am Arbeitsplatz positiv wechsel- 
wirksam beeinflußt. 

So erleichtert die Anordnung nach § 90 AFG, die der Verwal- 
tungsrat der Bundesanstalt für Arbeit erlassen hat, das winter- 
feste Herrichten der Baustellen durch die Unternehmer des Bau- 
gewerbes und das Ausrüsten der auf dem Bau Beschäftigten mit 
Winterschutzkleidung. Daneben gewährt die Bundesanstalt für 
Arbeit die Zuschüsse aus der Produktiven Winterbauförde- 
rung, wenn Bauarbeiter und Baustellen gegen ungünstige Wit- 
terungseinflüsse ausreichend geschützt sind. 
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Die Bundesregierung hat sich dafür eingesetzt, daß die für den 
Winter 1969/70 besonders günstigen Darlehns- und Zuschußbe- 
dingungen bis zum 31. März 1971 beibehalten werden sollen. Im 
vergangenen Winter konnten nämlich bereits 207 vollge- 
schützte — d. h. völlige Umhüllung des Bauwerkes — und 247 
kombiniert geschützte Baustellen — d. h. teilweise Umhüllung 
des Bauwerkes ■ — gefördert werden. 

Im Januar 1970 hat die Bundesregierung eine Umfrage bei den 
obersten Landesbehörden durchgeführt, um die Erfahrungen der 
für die Durchführung zuständigen Behörden mit der Winterbau- 
verordnung im Winter 1969/70 auswerten zu können. In einigen 
Bundesländern haben vor Beginn der Schlechtwetterzeit die 
Gewerbeaufsichtsbeamten bei Betriebsbesichtigungen von Bau- 
stellen die Unternehmer auf die Anforderungen der Arbeits- 
schutzverordnung besonders hingewiesen. Aufklärend wirkten 
auch Hinweise in der Tagespresse und der Abdruck der Ver- 
ordnung in den Mitteilungsblättern der Verbände. Die Not- 
wendigkeit dieser Aufklärungsarbeit wird durch die Berichte 
der Arbeitsschutzbehörden der Bundesländer unterstrichen, 
wonach in vielen Betrieben die Winterbauverordnung nicht be- 
kannt war. 

In einigen Ländern wurden im Winter gezielte Besichtigungs- 
aktionen zur Überprüfung der Schutzmaßnahmen auf Winter- 
baustellen durchgeführt. Ein Bundesland hat darüber berichtet, 
daß von 100 000 festgestellten Mängeln im Rahmen dieser Ak- 
tion allein 26^/o auf Verstöße gegen die Arbeitsschutzverord- 
nung für Winterbaustellen entfielen. Auch in diesem Bericht 
wird hervorgehoben, daß die Ursachen der Verstöße in der Un- 
kenntnis der Vorschriften lag. Die Bundesregierung sieht des- 
halb eine Verstärkung der Aufklärungsarbeit als geeignetes 
Mittel an, den besonderen Arbeitsschutzanforderungen bei Bau- 
arbeiten im Winter größeren Nachdruck zu verleihen. Sie wird 
sich bei den für die Durchführung der Verordnung zuständigen 
Landesbehörden dafür einsetzen, daß in diesem Jahr die Unter- 
nehmer rechtzeitig auf ihre Verpflichtungen nach der Arbeits- 
schutzverordnung aufmerksam gemacht werden. 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß in den Straf- 
vorschriften des § 5 der vorgenannten Verordnung auch die 
grob fahrlässige Zuwiderhandlung unter Strafe gestellt werden 
sollte? 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß grobfahr- 
lässige („leichtfertige") Zuwiderhandlungen gegen die Arbeits- 
schutzverordnung für Winterbaustellen — auch im Hinblick 
auf die Stellungnahme des Rechtsausschusses des Bundesra- 
tes — nicht unter Strafe gestellt werden sollen. Der Ausschuß 
hatte bei der Beratung des Verordnungsentwurfes zu der Straf- 
vorschrift bemerkt: 
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„Die Vorschrift ist aber, was die Bestimmtheit der Straf- 
tatbestände angeht, nur dann noch tragbar, wenn man sie 
auf Vorsatz beschränkt." 

Im übrigen stehen der Gewerbeaufsicht wirksame Verwaltungs- 
zwangsmittel zur Verfügung, um im Einzelfall die Anforderun- 
gen der Verordnung durchzusetzen. Diese Auffassung wird 
auch von den Arbeitsschutzverwaltungen der Bundesländer 
vertreten. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß die 
bisher den Arbeitnehmern auf Antrag gewährten Zuschüsse für 
die Beschaffung von Winterbekleidung nunmehr den Arbeit- 
gebern, die jetzt die Winterbekleidung bereitstellen müssen, 
im Rahmen des Arbeitsförderungsgesetzes als Pauschale zur 
Verfügung gestellt werden? 


Gegen eine Regelung, wonach die bisher den Arbeitnehmern 
auf Antrag gewährten Zuschüsse für die Beschaffung von 
Schutzkleidung nunmehr den Arbeitgebern als Pauschale ge- 
währt werden, haben die Vertreter der Arbeitnehmer des Bau- 
gewerbes Bedenken geäußert. Sie wünschen, daß den Arbeit- 
nehmern die Möglichkeit bleibt, die Zuschüsse zur Anschaffung 
von Winterschutzbekleidung selbst zu empfangen. Diesem An- 
liegen kann sich die Bundesregierung nicht verschließen. 


In Vertretung 

Dr. Auerbach 


3 



